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Die finnische Parlamentswahl am 19. April 2015 warf ihren langen Schatten voraus und 
beeinflusste – zusammen mit  der anhaltenden Krise der finnischen Wirtschaft  und den 
politischen Spannungen zwischen der Europäischen Union und Russland – maßgeblich das 
politische Geschehen im letzten Jahr der Legislaturperiode, das sich für die regierenden 
Parteien  als  sehr  schwierig  erwies.  Der  Zerfall  der  unpopulären  Regierungskoalition 
begann bereits über ein Jahr vor der Wahl, als das Linksbündnis, einer der insgesamt sechs 
Koalitionspartner, die Regierung verließ. Weitere Wendungen folgten: Im April 2014 kün-
digte Premierminister Jyrki Katainen von der Nationalen Sammlungspartei seinen Rück-
tritt an. Finanzministerin Jutta Urpilainen dagegen wurde als Vorsitzende der Sozialdemo-
kratischen  Partei  (SDP)  abgewählt.  Zu  Katainens  Nachfolger  als  Partei-  und  Regie-
rungschef wurde Alexander Stubb ernannt, der die fünf verbliebenen Regierungsparteien 
im  Juni  2014  zu  „Mini-Koalitionsverhandlungen“  einlud  und  verkündete,  die  letzten 
Monate der Legislaturperiode dafür nutzen zu wollen, die von seinem Vorgänger angekün-
digten Reformen erfolgreich umzusetzen. Dies gelang Stubbs zerstrittener Regierung je-
doch nur  bedingt  und  am Wahltag  triumphierte  erwartungsgemäß die  Opposition.  Die 
bäuerlich-bürgerliche  Zentrumspartei  stieg zur  größten  Parlamentspartei  Finnlands  auf, 
gefolgt von den rechtspopulistischen Basisfinnen. Stubbs liberal-konservative Sammlungs-
partei wurde nur drittstärkste Kraft, die SDP landete abgeschlagen auf dem vierten Platz. 
Nach zügig geführten Koalitionsverhandlungen wurde ein neues Regierungsbündnis aus 
den drei größten Parteien geschmiedet. Damit sind die euroskeptischen Basisfinnen erst-
mals an einer Regierungskoalition beteiligt – ausgerechnet mit der integrationsfreundli-
chen Sammlungspartei.

Kriselnde Wirtschaft

Finnlands wirtschaftliche Schieflage blieb auch im letzten Jahr der Legislaturperiode das 
mit  Abstand  wichtigste  Thema  in  der  Politik.  Das  finnische  Bruttoinlandsprodukt 
schrumpfte 2014 im dritten Jahr in Folge, obwohl der Rückgang mit 0,1 Prozent gegen-
über dem Vorjahr nur marginal ausfiel.1 Zudem blieben die Wirtschaftsaussichten düster: 
Nach der  Frühjahrsprognose der  Europäischen Kommission wird das  finnische Brutto-
inlandsprodukt im Jahr 2015 lediglich um 0,3 Prozent wachsen – der zweitniedrigste Wert 
im gesamten Euroraum.2 Finnlands wirtschaftlicher Abstieg fand eine symbolische Bestäti-
gung,  als  die einflussreiche Rating-Agentur  Standard & Poor’s  dem ehemaligen Euro-
Musterschüler  im Oktober  2014  die  höchste  Bonitätsnote  AAA entzog.  Aufgrund  der 
lahmenden Wirtschaft und eines wachsenden strukturellen Defizits stieg der Druck auf die 
öffentlichen Haushalte weiter an. Unter Führung von Katainen hatten die Regierungspar-
teien bereits eine Reihe von Sparmaßnahmen und ein strukturpolitisches Paket verabschie-

1 Europäische Kommission: Bericht der Kommission. Finnland. Bericht nach Artikel 126 Absatz 3 des Ver -
trags, KOM (2015) 246.

2 Europäische Kommission: European Economic Forecast. Spring 2015, in: European Economy 2/2015.
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det. Die Fortführung dieser Maßnahmen bildete auch den Kern des unter Alexander Stubb 
verhandelten  Regierungsprogramms.3 Stubbs  Koalition  fiel  es  jedoch  von  Anfang  an 
schwer, sich auf weitere Schritte zu einigen. Finanzminister Antti Rinne hatte sich während 
seiner erfolgreichen Kampagne um den SDP-Vorsitz als Kritiker der Sparpolitik profiliert 
und  wollte  auch als  Kabinettsmitglied  eigene  Akzente setzen.  Deshalb  geriet  die  SDP 
immer häufiger in Konflikt mit der Sammlungspartei, zumal beide Parteien in der zweiten 
Jahreshälfte  2014  auf  Wahlkampfmodus  umschalteten.4 Das  angespannte  Verhältnis 
zwischen  den  zwei  größten  Regierungsparteien  bildete  keine  gute  Grundlage  für  die 
Durchführung des lang angekündigten Umbaus des Sozial- und Gesundheitswesens, den 
Stubbs Regierung zu ihren wichtigsten Reformprojekten zählte. Nach zahlreichen Verzö-
gerungen gelang es der Regierung im Dezember 2014, einen Gesetzentwurf für die Struk-
turierung des Sozial- und Gesundheitssystems vorzulegen, aber das Vorhaben wurde auf-
grund  verfassungsrechtlicher  Bedenken  vom  Verfassungsausschuss  des  finnischen 
Parlaments gestoppt. Im Februar 2015 kritisierte sogar Premierminister Stubb die magere 
Bilanz seiner Regierung.5 Eine Art Bilanz zog auch die Europäische Kommission, die in 
ihrem im Mai 2015 veröffentlichten Bericht feststellte, dass Finnland sowohl das Defizit- 
als auch das Schuldenstandkriterium des Stabilitäts- und Wachstumspakts gebrochen hatte 
beziehungsweise brechen wird.6 Nach Berechnungen der Kommission lag das Budgetde-
fizit Finnlands im Jahr 2014 bei 3,2 Prozent und wird sich im Jahr 2015 auf 3,4 Prozent 
erhöhen. Zudem wird die Bruttoschuldenquote Finnlands im Jahr 2015 erstmals den Refe-
renzwert von 60 Prozent überschreiten. In ihrer wirtschaftspolitischen Analyse bedauerte 
die Kommission vor allem, dass die Regierung es nicht geschafft hatte, wesentliche Teile 
ihres strukturpolitisches Pakets durchzuführen.

Gestiegenes Interesse an außen- und sicherheitspolitischen Fragen

In Folge des andauernden militärischen Konflikts in der Ukraine und der zunehmenden 
Spannungen zwischen  der  Europäischen  Union  und  Russland  wurde  auch  außen-  und 
sicherheitspolitischen  Fragen  größere  mediale  und  politische  Aufmerksamkeit  zuteil. 
Allerdings bildeten die Probleme der finnischen Wirtschaft oft den Hintergrund diesbezüg-
licher Diskussionen, da Russland zu den wichtigsten Handelspartnern Finnlands zählt. Da-
her stellte die aggressive russische Haltung gegenüber der Europäischen Union aus finn-
ischer Sicht nicht nur eine erhebliche außen- und sicherheitspolitische, sondern auch eine 
wirtschaftliche Herausforderung dar. Am deutlichsten kam die wirtschaftliche Dimension 
verständlicherweise  bei  den  Debatten  um  die  EU-Sanktionen  gegen  Russland  zum 
Ausdruck. Als die Mitgliedstaaten sich im Juli 2014 auf umfassende Wirtschaftssanktionen 
verständigten und Russland darauf mit einem Importverbot für Lebensmittel reagierte, war 
die  Aufregung in der  finnischen Öffentlichkeit  groß.  Besonders  hart  traf  der  russische 
Einfuhrstopp die finnischen Milchproduzenten und den Milchproduktehersteller Valio, der 
im August 2014 mitteilte,  dass insgesamt 800 Arbeitsplätze wegen der Absatzeinbußen 
betroffen sein könnten.7 Auf wenig Verständnis stieß in Finnland auch die Verteilung der 
EU-Beihilfen  für  die  durch  das  russische  Importverbot  beeinträchtigte  Landwirtschaft: 

3 Finnische  Regierung:  Valtioneuvoston  tiedonanto  eduskunnalle  24.6.2014  nimitetyn  pääministeri 
Alexander Stubbin hallituksen ohjelmasta, Regierungserklärung, 24. Juni 2014.

4 Marko Junkkari: Hallitus riitelee uudella tavalla, in: Helsingin Sanomat, 3.10.2014.
5 Ville Laakso: Stubb: Tämä ei ollut onnistunut hallitus, in: Yle Uutiset, 22.2.2015.
6 Europäische Kommission: Bericht der Kommission. Finnland, 2015.
7 Maaseudun Tulevaisuus: Valio aloittaa YT-neuvottelut sopeuttaakseen toimintaansa, 8.8.2014.
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Ursprünglich sprach die Kommission nur baltischen Milchproduzenten Entschädigung aus 
dem EU-Topf zu, schwenkte aber später um.8 Wegen seiner engen wirtschaftlichen Bezie-
hungen mit Russland wurde Finnland in der internationalen Presse mehrfach als potenziel-
ler Abweichler von der Sanktionsfront der Europäischen Union erwähnt. Als die Mitglied-
staaten im September 2014 über die Umsetzung der erweiterten Sanktionen verhandelten, 
gehörte Finnland tatsächlich zu den Bremsern. Jedoch stellte sich schnell heraus, dass die 
Regierung sich über den richtigen Kurs uneinig war: Außenminister Erkki Tuomioja hielt 
eine Verschärfung der Sanktionen direkt im Anschluss an die Unterzeichnung des Minsker 
Abkommens für falsch und vertrat die Ansicht, dass Finnland, zur Not auch allein, gegen 
die Umsetzung der Sanktionen abstimmen solle. Obwohl die meisten Kabinettsmitglieder 
nicht mit ihm übereinstimmten, ließ sich der Imageschaden nicht mehr abwenden.9 Als 
sehr umstritten im In- und Ausland galt auch die Entscheidung der Regierung, die Geneh-
migung für den Bau des sechsten finnischen Atomkraftwerks an das Konsortium Fennovoi-
ma zu erteilen, an dem der russische Staatskonzern Rosatom beteiligt ist. Den Reaktor soll 
zudem eine Tochterfirma von Rosatom liefern. Aus Protest gegen die Entscheidung verließ 
der Grüne Bund im September 2014 die Regierungskoalition, deren Parlamentsmehrheit 
dadurch weiter schrumpfte. Den Austritt begründete die Partei nicht nur mit umweltpoliti-
schen Argumenten: Der Financial Times sagte Parteichef Ville Niinistö, dass das Kern-
kraftprojekt  von einer  „Finnlandisierung“ zeuge und Russland den  von ihm gesuchten 
Hebel gegenüber der Europäischen Union gebe.10

Trotz dieser denkwürdigen Episoden bemühten sich Regierung und Opposition unter 
Führung von Präsident Sauli Niinistö um einen konsequenten außenpolitischen Kurs, der 
auf einer Verurteilung der russischen Aggression in der Ukraine, Diplomatie, bilateralem 
Dialog  mit  Russland  und  europäischer  Zusammenarbeit  –  die  Sanktionspolitik  einge-
schlossen  –  beruhte.11 Rückendeckung erhielten  sie  dabei  von  der  Bevölkerung:  Nach 
einer im August 2014 veröffentlichten Umfrage hielten 59 Prozent der Befragten die Ver-
hängung der Sanktionen gegen Russland für richtig und nur 19 Prozent für falsch.12 Dies 
ging mit einer Verschlechterung des Meinungsbilds über Russland einher. In der jährlichen 
Umfrage des Finnish Business and Policy Forum (EVA) gaben 50 Prozent der Befragten 
an, dass sie Russland als eine beachtliche militärische Bedrohung betrachteten.13 Immer 
wieder wurde in Finnland daher auch über die nationale Verteidigungsfähigkeit und die 
generelle  Ausrichtung der  finnischen  Sicherheits-  und  Verteidigungspolitik  diskutiert.14 
Einen NATO-Beitritt lehnten weite Teile der Bevölkerung weiterhin ab, jedoch unternahm 
Finnland konkrete Schritte in Richtung Vertiefung der militärischen Zusammenarbeit mit 
Schweden. Präsident Niinistö betonte zudem mehrfach die sicherheitspolitische Kompo-
nente der finnischen EU-Mitgliedschaft.15

8 Reetta Heiskanen/Jyrki Iivonen: EU:lta maitotukea Suomeen, in: Helsingin Sanomat, 11.12.2014.
9 Richard  Milne/Peter  Spiegel:  Finland  denies  obstructing  EU  deal  on  Russia  sanctions,  in:  Financial  

Times, 9.9.2014.
10 Richard Milne: Prime Minister Stubb attacked for ‘Finlandisation’ policy, in: Financial Times, 17.9.2014.
11 Der Präsident der Republik Finnland: Tasavallan presidentti Sauli Niinistön uudenvuodenpuhe 1.1.2015, 

Rede, 1. Januar 2015.
12 Olli Pohjanpalo: Kansa kannattaa Venäjän-pakotteita, in: Helsingin Sanomat, 23.8.2014.
13 Matti Apunen/Ilkka Haavisto/Johanna Sipola/Sarianna Toivonen: Ken On Maassa Jämäkin? EVAn Arvo- 

ja asennetutkimus 2015, Helsinki 2015, S. 77.
14 Tobias Etzold/Christian Opitz: Zwischen Allianzfreiheit und Einbindung. Finnland und Schweden auf der 

Suche nach einer neuen Sicherheitsstrategie, Stiftung Wissenschaft und Politik: SWP-Aktuell 33/2015.
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Die Entstehung einer bürgerlich-konservativen Koalition

Zu einem Wahlkampfthema wurden außen- und sicherheitspolitische Fragen auch diesmal 
nicht. Stattdessen drehte sich der Wahlkampf vordergründig darum, wie sich die finnische 
Wirtschaft wieder auf die Spur bringen ließe und welche Schritte erforderlich seien, um 
die Tragfähigkeit der öffentlichen Finanzen zu sichern. Mit Ausnahme vom Linksbündnis 
befürworteten alle Parteien einen Sparkurs. Die Unterschiede lagen hauptsächlich in der 
Zusammensetzung der vorgeschlagenen Sparmaßnahmen. Die Sozialdemokraten und der 
Grüne Bund standen einer Erhöhung der Einkommenssteuer offen gegenüber, während die 
Zentrumspartei  und  die  Sammlungspartei  strukturpolitische  Mittel  und  Kürzungen  der 
öffentlichen Ausgaben betonten.

Der  klare  Gewinner  der  Parlamentswahl  war  die  Zentrumspartei,  die  in  Umfragen 
bereits seit der Mitte der Legislaturperiode geführt hatte. Unter Führung von Juha Sipilä, 
einem IT-Unternehmer und -Millionär, sammelte die Partei 21,1 Prozent der Stimmen, die 
für 49 der 200 Parlamentssitze reichten (+14 Sitze). Auf dem zweiten Platz rangierte die 
Sammlungspartei  mit  18,2 Prozent  der  Stimmen,  die jedoch lediglich für  37  Sitze (-7 
Sitze) reichten. Einen Sitz mehr erhielten die Basisfinnen mit 17,7 Prozent. Mit ihren 38 
Sitzen (-1 Sitz) stellen sie nun die zweitgrößte Fraktion. Für die SDP (34 Sitze; -8 Sitze)  
und das Linksbündnis (12 Sitze; -2 Sitze) war die Wahl eine große Enttäuschung. Der 
Grüne Bund (15 Sitze; +5 Sitze) dagegen zählte zu den Gewinnern. Wegen des verheeren-
den Rufs der Mehr-Parteien-Koalitionen von Katainen und Stubb schien eine Regierungs-
koalition von drei großen Parteien von Anfang an die wahrscheinlichste Lösung zu sein.  
Eine Beschränkung stellte dabei die gegenseitige Animosität zwischen den früheren Koali-
tionspartnern  SDP und  Sammlungspartei  dar.  Am Ende  entschied  sich  der  designierte 
Premierminister und Parteichef der Zentrumspartei Sipilä für eine bürgerlich-konservative 
Koalition mit den Basisfinnen und der Sammlungspartei. Ein wichtiger Faktor dürfte die 
Kompatibilität  der  haushalts- und wirtschaftspolitischen Programme der Zentrumspartei 
und der Sammlungspartei gewesen sein. Mit besonderem Interesse wurde der europapoliti-
sche Teil der Koalitionsgespräche verfolgt, da die Basisfinnen und die Sammlungspartei in 
ihren Positionen zur europäischen Integration und Politik sehr weit auseinander liegen. 
Das  Ergebnis  kann als  ein  sorgfältig  austarierter  Kompromiss  bezeichnet  werden,  der 
keinen grundlegenden Bruch darstellt. Finnland soll ein aktiver, kooperativer und lösungs-
orientierter,  aber  zugleich  kritischer  Mitgliedstaat  sein.  Weiteren  Rettungspaketen  für 
Euro-Länder steht die neue Regierung sehr skeptisch gegenüber und will zudem den wirt-
schaftspolitischen Koordinierungsrahmen der Europäischen Union vereinfachen. Im posi-
tiven Lichte betrachtet die Koalition die Wachstumsagenda der neuen Kommission und die 
Zusammenarbeit im Bereich der Sicherheits- und Verteidigungspolitik.16
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